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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1958 Ausgegeben am 7. Juli 1958 39. Stück

1 3 0 . Bundesgesetz: Regelung vom Deutschen Reiche eingezogener Ansprüche aus Lebensversicherungen.
1 3 1 . Bundesgesetz: 6. Staatsvertragsdurchführungsgesetz.
1 3 2 . Bundesgesetz: Vermögensvertragsdurchführungsgesetz.
1 3 3 . Bundesgesetz: 2. Wertpapierbereinigungsgesetz-Novelle.
134. Bundesgesetz: Reststückegesetz.
135. Bundesgesetz: Ausfuhrförderungsgesetz 1958.

130 . Bundesgesetz vom 26. Juni 1958, be-
treffend die Regelung vom Deutschen Reiche
eingezogener Ansprüche aus Lebensversiche-

rungen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes bil-
den Lebensversicherungsverträge (auf Kapital
oder Rente), die zum inländischen Bestand einer
in Österreich zum Geschäftsbetriebe zugelassenen
Versicherungsunternehmung gehört haben und
von dieser wegen Einziehung oder Verfalls auf
Grund von in Österreich aufgehobenen reichs-
rechtlichen Vorschriften (§ 1 Abs, 2 Rechtsüber-
leitungsgesetz) oder von auf derartigen Vor-
schriften beruhenden verwaltungsbehördlichen
Verfügungen bereits durch Leistung an das
Deutsche Reich erfüllt worden sind.

(2) Ob ein Versicherungsvertrag zum inländi-
schen Versicherungsbestand einer Versicherungs-
unternehmung gehört, ist nach den Artikeln I
und II des Versicherungswiederaufbaugesetzes
(Bundesgesetz vom 8. September 1955, BGBl.
Nr. 185) zu beurteilen.

§ 2. (1) Personen, denen — bei Außerachtlas-
sung der an das Deutsche Reich geleisteten der-
artigen Zahlungen — Ansprüche auf Grund eines
in § 1 genannten Versicherungsvertrages zustün-
den (Bezugsberechtigte), werden gegen die Ver-
sicherungsunternehmungen Ansprüche auf Lei-
stungen nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen eingeräumt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen haben
eine schriftliche Erklärung darüber abzugeben,
daß sie allfällige Ansprüche, die ihnen aus dem
Versicherungsvertrag auf Grund der deutschen
Wiedergutmachungsgesetzgebung gegen die Bun-
desrepublik Deutschland zustehen, bis zur Höhe
der ihnen nach diesem Bundesgesetz gebührenden
Leistungen an die Republik Österreich über-
tragen.

§ 3. (1) Bezugsberechtigte (§ 2) haben ihre
Ansprüche bei sonstigem Ausschluß spätestens
am 30. Juni 1959 bei der Versicherungsunter-
nehmung schriftlich anzumelden.

(2) Die Versicherungsunternehmung hat die
Anmeldungen längstens binnen sechs Monaten
nach Einlangen mit einer Darstellung des Sach-
verhaltes der Finanzlandesdirektion, in deren
Amtsbereich der Sitz der Versicherungsunterneh-
mung gelegen ist, zu übermitteln, sowie dieser
auf Verlangen Auskünfte zu erteilen und Belege
vorzulegen.

(3) Die Finanzlandesdirektion hat eine Äuße-
rung darüber abzugeben, ob Tatsachen der im
§ 1 genannten Art auf den in Frage kommenden
Versicherungsvertrag zutreffen; glaubt sie, dies
verneinen zu müssen, so bedarf die Äußerung
der Genehmigung durch das Bundesministerium
für Finanzen. Eine Abschrift der Äußerung ist
dem Anmelder zuzustellen.

§ 4. (1) Bei Ermittlung der Leistung nach § 2
Absatz 1 ist von der sich aus dem Inhalt des
Versicherungsvertrages ergebenden Versiche-
rungsleistung auszugehen; war in dem Zeit-
punkte, bis zu dem die Prämien tatsächlich be-
zahlt worden sind, der Versicherungsfall noch
nicht eingetreten, so gilt für die Ermittlung der
Leistung die Versicherung als auf Grund des tat-
sächlichen Prämienzahlungsstandes in eine prä-
mienfreie Versicherung umgewandelt.

(2) Auf die gemäß Absatz 1 ermittelte Leistung
ist Artikel III des Versicherungswiederaufbauge-
setzes anzuwenden.

(3) An Stelle noch nicht fälliger Leistungen ge-
mäß Absatz 2 kann eine Barablöse in der Höhe
der entsprechenden geschäftsplanmäßigen Prä-
mienreserve verlangt werden.

§ 5. (1) Die Leistung der Versicherungsunter-
nehmung gemäß § 4 wird nach Ablauf eines
Monates fällig, nachdem die Äußerung der Fi-
nanzlandesdirektion (§ 3 Absatz 3) bei der Ver-
sicherungsunternehmung eingelangt ist und die
nötigen Erhebungen abgeschlossen worden sind.
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(2) Gerät die Versicherungsunternehmung mit
der Zahlung in Verzug, so sind die Leistungen
nach diesem Bundesgesetz vom Tage ihrer Fäl-
ligkeit an zu verzinsen.

§ 6. (1) Den Versicherungsunternehmungen
werden auf Antrag die von ihnen im Ausmaß des
§ 4 erbrachten Leistungen vom Bund vergütet.

(2) Der Anspruch auf Vergütung dieser Lei-
stungen wird drei Monate nach dem Tage fällig,
an dem er beim Bundesministerium für Finanzen
mit allen zu seiner Überprüfung erforderlichen
Unterlagen angemeldet worden ist.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

1 3 1 . Bundesgesetz v o m 26. Jun i 1958, m i t
d e m das 1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz
abgeändert wi rd (6. Staatsvertragsdurchfüh-

rungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1956, BGBl.
Nr. 165, betreffend die Durchführung einzelner
Bestimmungen des IV. Teiles des Staatsvertrages
(1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz), in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 10. Juli 1957,
BGBl. Nr . 177, mit dem das 1. Staatsvertrags-
durchführungsgesetz abgeändert und ergänzt
wird (4. Staatsvertragsdurchführungsgesetz), wird
abgeändert wie folgt:

§ 19 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Vom Tage der Verlautbarung des Gläubiger-

aufrufes an können Ansprüche aus Dienstver-
hältnissen, die sich auf die Zeit vor der Über-
gabe des Unternehmens oder des Betriebes be-
ziehen, bis zum 30. Juni 1957, sonstige An-
sprüche, sofern sie vor der Übergabe des Unter-
nehmens oder des Betriebes entstanden sind, bis
zum 31. März 1959 weder bei einer inländischen
Behörde geltend gemacht noch im Inlande voll-
streckt werden; diese Zeiten werden in eine Ver-
jährungs- oder Ausschlußfrist nicht einge-
rechnet."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1958
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die für die Vollziehung des § 19 Abs. 3 des
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes zuständi-
gen Bundesministerien betraut.

Schärf
Raab Kamitz Tschadek

132. Bundesgesetz vom 26. Juni 1958
zur Durchführung der Artikel 38 bis 43. des
Vertrages zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland zur
Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen

(Vermögensvertragsdurchführungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Binnen drei Monaten nach Inkraft-
treten des Vermögensvertrages BGBl. Nr . 119/
1958 sind der Prüfstelle (§ 3 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes, BGBl. Nr . 188/1954) die be-
reinigten Wertpapiere, die durch oder für
deutsche Personen (§ 2 des 1. Staalsvertrags-
durchführungsgesetzes, BGBl. Nr . 165/1956) an-
gemeldet wurden, sowie auf deutsche Personen
im Bereinigungs- oder Nachzüglerverfahren ent-
fallende Erlöse unter Angabe, ob sie ohne Rück-
sicht auf die Übertragung durch den Staatsvertrag,
BGBl. Nr . 152/1955, Eigentum einer deutschen
physischen oder juristischen Person wären, durch
die verwahrende österreichische Kreditunter-
nehmung schriftlich bekanntzugeben; Name, An-
schrift, Bevollmächtigte der Person, durch oder
für die angemeldet wurde, sind anzugeben.

(2) Bestehen bei der Kreditunternehmung
Zweifel, ob die Anmeldung, auf Grund deren
die Wertpapiere bereinigt wurden, durch oder
für eine deutsche Person vorgenommen wurde,
so sind die bereinigten Wertpapiere und ihre
Erlöse unter Angabe der hiefür maßgebenden
Umstände der Prüfstelle bekanntzugeben.

(3) Im Zweifelsfall hat die Prüfstelle auf Grund
der Bekanntgabe gemäß Abs. 1 und 2 darüber
zu entscheiden, ob durch oder für. eine deutsche
physische oder juristische Person angemeldet
wurde. Ein solcher Zweifelsfall liegt nicht vor,
wenn der Prüfstelle im Wege der verwahrenden
österreichischen Kreditunternehmung die deutsche
Staatsangehörigkeit einer physischen Person ge-
mäß § 7 Abs. 2 glaubhaft gemacht wurde.

(4) Der Bescheid ist der Person, durch oder für
die angemeldet wurde, zuzustellen; wenn fest-
gestellt wird, daß durch oder für eine deutsche
juristische Person angemeldet wurde, ist der Be-
scheid auch dem Bundesministerium für Finanzen
zuzustellen. Die Bestimmungen des § 16 Abs. 3
und § 20 des Wertpapierbereinigungsgesetzes
sind sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sind
nicht anzuwenden

a) auf Wertpapiere, die nach dem Inkraft-
treten des Vermögensvertrages bereinigt
wurden oder werden,

b) auf bereinigte rückgeführte Stücke (§ 5),
c) wenn die Anmeldung durch oder für

deutsche Personen, ohne Rücksicht auf die
Übertragung durch den Staatsvertrag,
BGBl. Nr. 152/1955, nicht anerkannt
wurde.
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§ 2. (1) In der Anmeldung von Wertpapieren,
die nach dem 31. Juli 1956 gemäß § 1 des Wert-
papierbereinigungsgesetzes zur Bereinigung auf-
gerufen wurden oder werden, ist auch dann,
wenn nach den Bestimmungen des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes an Stelle des Namens und
der Anschrift des Eigentümers die Depotnummer
anzugeben ist, der Wohnsitz (Sitz) des Eigen-
tümers sowie seine Staatsangehörigkeit am 8. Mai
1945 und am 27. Juli 1955 anzugeben.

(2) Sind inländische Kreditunternehmungen
zur Anmeldung verpflichtet (§ 5 Abs. 2 und 3
des Wertpapierbereinigungsgesetzes), so haben sie
Wertpapiere, die nach den ihnen bekannten Um-
ständen auf Grund des Staatsvertrages in das
Eigentum der Republik Österreich übergegangen
sind, lediglich mit dem Hinweis auf den Namen
und den Wohnsitz (Sitz) des vermutlichen ehe-
maligen deutschen Eigentümers (§ 2 des 1. Staats-
vertragsdurchführungsgesetzes) anzumelden. Be-
stehen Zweifel über die Staatsangehörigkeit, so ist
darauf in der Anmeldung unter Bekanntgabe
der Umstände hinzuweisen.

(3) Die Anmeldestellen haben der Prüfstelle
Anmeldungen gemäß Abs. 2 sowie jene Anmel-
dungen vorzulegen, die durch deutsche physische
oder juristische Personen (§ 2 des 1. Staatsver-
tragsdurchführungsgesetzes) vorgenommen wur-
den. Zweifelt die Anmeldestelle, ob diese Voraus-
setzungen vorliegen, so hat sie darauf unter
Bekanntgabe der Umstände bei Vorlage der An-
meldungen hinzuweisen.

(4) Wertpapiere, die auf Grund des Staats-
vertrages in das Eigentum der Republik Öster-
reich übergegangen sind, können auch durch die
Finanzprokuratur angemeldet werden. Dem steht
eine öffentliche Verwaltung der Wertpapiere nicht
entgegen.

§ 3. (1) Die Prüfstelle hat über die Anmeldun-
gen von Wertpapieren im Bereinigungs- und
Nachzüglerverfahren durch oder für deutsche
physische Personen ohne Rücksicht auf die
Übertragung durch den Staatsvertrag zu ent-
scheiden; im Bescheid ist festzustellen, ob die
Person, durch oder für die angemeldet wurde,
eine deutsche physische Person ist. Daß die
physische Person eine deutsche ist, wird ver-
mutet, wenn der Prüfstelle im Wege der An-
meldestelle die deutsche Staatsangehörigkeit der
physischen Person gemäß § 7 Abs. 2 glaubhaft
gemacht wurde.

(2) Wird durch oder für eine deutsche juristi-
sche Person angemeldet, so hat die Prüfstelle
die Wertpapiere zu Gunsten der Republik Öster-
reich zu bereinigen.

(3) Bescheide gemäß Abs. 1 und 2 sind dem
Anmelder, der Person, für die angemeldet wurde,
und, wenn festgestellt wird, daß durch oder für
eine deutsche juristische Person angemeldet
wurde, auch dem Bundesministerium für Finan-
zen zuzustellen. Die Bestimmungen des § 16

Abs. 3 und § 20 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes sind anzuwenden.

§ 4. (1) Die vor dem 8. Mai 1945 in Öster-
reich ausgegebenen Pfandbriefe und Kommunal-
schuldverschreibungen, die ohne Rücksicht auf
die Übertragung durch den Staatsvertrag im
Eigentum deutscher physischer Personen stünden,
sind von diesen binnen 18 Monaten nach Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes bei der Prüfstelle
anzumelden. Auf die Anmeldung ist § 2 Abs. 1
sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Anmeldung von Verluststücken ohne
Nummernangabe (§ 4 Abs. 1 Z. 6 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes) und Girosammeistücken
(§ 4 Abs. 1 Z. 7 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes) ist unzulässig.

(3) Die Prüfstelle entscheidet über die Anmel-
dungen unter sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des § 4, § 5 Abs. 1, 6 und 7, § 6,
§ 9 Abs. 1, § 11, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 3,
§ 19 Abs. 1 erster Satz, §§ 20, 22, 23, 26, 27,
29 bis 31 des Wertpapierbereinigungsgesetzes,
soweit sich diese Bestimmungen nicht auf Stücke
der 6. und 7. Gruppe beziehen. Der Bescheid ist
dem Anmelder, der Person, für die angemeldet
wurde, und, wenn festgestellt wird, daß durch
oder für eine deutsche juristische Person ange-
meldet wurde, auch dem Bundesministerium für
Finanzen zuzustellen.

(4) Der Prüfstelle steht die den Anmeldestellen
gemäß § 28 des Wertpapierbereinigungsgesetzes
zustehende Vergütung nach den Bestimmungen
für Teilschuldverschreibungen zu.

(5) Die Oesterreichische Nationalbank hat
binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes der Prüfstelle die Nummern der
Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibun-
gen, die zwischen dem 31. März 1945 und
31. Juli 1953 aus dem Ausland nach Österreich
rückgeführt und der Oesterreichischen National-
bank in Verwahrung gegeben worden sind,
schriftlich bekanntzugeben.

(6) Verluststücke mit Nummernangabe (§ 4
Abs. 1 Z. 5 des Wertpapierbereinigungsgesetzes)
bedürfen überdies der Kraftloserklärung im ge-
richtlichen Verfahren, soweit es sich nicht um
Stücke gemäß Abs. 5 handelt.

§ 5. (1) Die aus dem Auslande nach Öster-
reich rückgeführten, der Oesterreichischen Natio-
nalbank in Verwahrung gegebenen, von dieser
angemeldeten und bereinigten Wertpapiere (§ 4
Abs. 1 Z. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes),
die ohne Rücksicht auf die Übertragung durch
den Staatsvertrag im Eigentum deutscher physi-
scher Personen stünden, können von diesen
binnen einem Jahr nach Inkraftreten dieses
Bundesgesetzes bei der Oesterreichischen Natio-
nalbank angemeldet werden. Auf die Anmel-
dung sind die Bestimmungen des § 2 Abs. 1
sinngemäß anzuwenden.
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(2) Die Oesterreichische Nationalbank hat die
Anmeldungen der Prüfstelle vorzulegen und
hiebei anzugeben, ob die angemeldeten Stücke
als rückgeführt bereinigt sind.

(3) Die Prüfstelle entscheidet darüber, ob eine
deutsche physische Person angemeldet hat und
ob die angemeldeten bereinigten Wertpapiere
ohne Rücksicht auf die Übertragung durch den
Staatsvertrag im Eigentum der deutschen physi-
schen Person stünden.

(4) Der Bescheid ist dem Anmelder und, wenn
festgestellt wird, daß durch oder für eine
deutsche juristische Person angemeldet wurde,
auch dem Bundesminsterium für Finanzen zuzu-
stellen. Die Bestimmungen des § 16 Abs. 3 und
§ 20 des Wertpapierbereinigungsgesetzes sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 6. (1) Nicht erloschene Wertpapiere, die dem
österreichischen Auslandstitelbereinigungsgesetz,
BGBl. Nr . 22/1954, unterliegen und die ohne
Rücksicht auf die Übertragung durch den Staats-
vertrag im Eigentum deutscher physischer Per-
sonen stünden, können von diesen binnen
18 Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes bei der Oesterreichischen Nationalbank
angemeldet werden; soweit diese Stücke nicht
von dieser verwahrt werden, sind sie bei der
Anmeldung vorzulegen.

(2) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und
§ 5 Abs. 3 bis 4 sind sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
sind die §§ 45 und 46 des 1. Staatsvertragsdurch-
führungsgesetzes, BGBl. Nr . 165/1956, nicht auf
Wertpapiere anzuwenden, die durch öder für
deutsche physische Personen, falls sie ihre
deutsche Staatsangehörigkeit durch eine von
einer Behörde der Bundesrepublik Deutschland
oder des Landes Berlin auszustellende öffentliche
Urkunde glaubhaft machen, oder durch oder für
eine deutsche juristische Person, die den Sitz am
27. Juli 1955 in der Bundesrepublik Deutschland
oder im Lande Berlin hatte, angemeldet wurden
oder werden.

(2) Bei Anmeldungen gemäß §§ 1, 2, 4, 5, 6
und 9 durch oder für deutsche physische Per-
sonen ist deren deutsche Staatsangehörigkeit
(Art. 3 des Vermögensvertrages) durch Vorlage
einer von einer Behörde der Bundesrepublik
Deutschland oder des Landes Berlin auszustellen-
den Urkunde glaubhaft zu machen.

§ 8. (1) Soweit auf Grund einer Anmeldung
einer in § 7 Abs. 1 bezeichneten juristischen
Person Wertpapiere bereinigt wurden, hat die
Republik Österreich die mit diesen Anmeldun-
gen verbundenen Beiträge (§ 28 Abs. 2 des
Wertpapierbereinigungsgesetzes) im Wege der
Anmeldestellen zu vergüten. Die Vergütung ist
spätestens binnen sechs Monaten nach Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes bei der Anmelde-
stelle schriftlich zu verlangen.

(2)~Dic Beiträge, die auf Wertpapiere entfallen,
die auf deutsche physische Personen nach den Be-
stimmungen des Vermögensvertrages nicht über-
tragen werden, hat die Republik Österreich im.
Wege der Anmeldestellen zu vergüten. Die Ver-
gütung ist,

wenn die Übertragung der Wertpapiere be-
gehrt wurde, spätestens binnen sechs
Monaten nach Empfang der Ablehnung
dieses Begehrens,

wenn ein solches Begehren nicht gestellt
wurde, spätestens binnen sechs Monaten
nach Ende der Frist für die Stellung dieses
Begehrens

zu verlangen.

(3) Wird auf Grund eines rechtzeitigen Ver-
langens nicht binnen sechs Monaten der Beitrag
vergütet, so hat auf schriftliches Verlangen des
Antragstellers die Prüfstelle über den Anspruch
gemäß Abs. 1 oder 2 zu entscheiden. Der Be-
scheid ist dem Antragsteller und der Finanz-
prokuratur zuzustellen. § 16 Abs. 3 und § 20
des Wertpapierbereinigungsgesetzes sind sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 9. Deutsche physische Personen, denen Wert-
papiere, die im Zeitpunkt der Verstaatlichung
gemäß dem Verstaatlichungsgesetz, BGBl.
Nr . 168/1946, und dem 2. Verstaatlichungsgesetz,
BGBl. Nr . 81/1947, über verstaatlichte Anteils-
rechte ausgestellt gewesen sind, gemäß Art. 43
des Vermögensvertrages, übertragen worden
sind, haben Ansprüche auf die gesetzlich ge-
regelte Entschädigung, soweit nicht die Bestim-
mungen des Art. 1 Abs.~2 lit. d des Vermögens-
vertrages entgegenstehen; auf diese Entschädi-
gungsansprüche sind § 2 Abs. 1 und § 9 des
Ersten Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1954, nicht anzuwenden.

§ 10. Das Bundesminsterium für Finanzen
kann gemäß § 3 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes die Durchführung der nach dem vor-
liegenden Bundesgesetz der Prüfstelle obliegen-
den Aufgaben der Österreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft übertragen.

§ 11. (1) Über Wertpapiere, über die gemäß
§§ 1, 3, 4, 5, 6 und 9 entschieden wurde, kann
erst nach Maßgabe der nachstehenden Bestim-
mungen verfügt werden.

(2) Voraussetzung für die Übertragung von
solchen Wertpapieren gemäß Art. 1 des Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung
vermögensrechtlicher Beziehungen ist,

a) daß ein Wertpapier bereinigt oder seine
Anmeldung im Nachzüglerverfahren an-
erkannt ist und, wenn es sich um ein in
§ 1 Abs. 1 und § 5 Abs. 1 bezeichnetes
Wertpapier handelt, auch seine Anmeldung
im Verfahren gemäß §§ 1 und 5 anerkannt
worden ist oder
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b) die Anmeldung eines Wertpapieres gemäß
§ 4 Abs. 1 anerkannt und das Wertpapier,
wenn es sich um ein solches gemäß § 4
Abs. 6 handelt, rechtskräftig kraftlos er-
klärt worden ist oder

c) die Anmeldung eines Wertpapieres im Ver-
fahren gemäß § 6 anerkannt worden ist
oder

d) eine Anmeldung gemäß § 9 anerkannt
worden ist.

(3) Die Frist des Art. 18 Abs. 1 des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland zur Regelung ver-
mögensrechtlicher Beziehungen beginnt, wenn
die Voraussetzung des Abs. 2 nach Inkrafttreten
dieses Vertrages eintritt, erst mit dem Eintritt
dieser Voraussetzung. Für die in §§ 4 bis 6 be-
zeichneten Wertpapiere beginnt die Frist des
Art . 18 Abs. 1, falls der Anmelder die Ent-
scheidung des Gerichtes nicht beantragt hat, sechs
Wochen nach Zustellung des Bescheides der
Prüfstelle, andernfalls mit der Zustellung der ge-
richtlichen Entscheidung.

(4) Die in Abs. 2 bezeichneten Wertpapiere,
die zu Gunsten einer deutschen physischen Per-
son bereinigt worden sind oder deren Anmel-
dung nach §§ 1 und 4 bis 6 anerkannt worden
ist, sind erst nach Ablauf der in Abs. 3 bezeich-
neten Frist von den verwahrenden inländischen
Kreditunternehmungen auf Verlangen des Bun-
desministeriums für Finanzen an dieses abzu-
liefern, wenn innerhalb der in Abs. 3 bezeich-
neten Frist kein Begehren gemäß Art. 18 des
Vertrages zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung
vermögensrechtlicher Beziehungen gestellt oder
dieses Begehren abgelehnt worden ist. Wert-
papiere, die zu Gunsten einer deutschen juristi-
schen Person bereinigt worden sind oder hin-
sichtlich welcher eine Anmeldung einer deutschen
physischen Person gemäß §§ 1, 4 bis 6 nicht an-
erkannt worden ist, sind, falls die Entscheidung
des Gerichtes nicht beantragt wurde, sechs
Wochen nach Zustellung des Bescheides der
Prüfstelle, andernfalls nach Zustellung der ge-
richtlichen Entscheidung auf Verlangen des
Bundesministeriums für Finanzen an dieses ab-
zuliefern.

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 gelten sinn-
gemäß für sonstige Inländer, die Wertpapiere
verwahren, die auf Grund des Staatsvertrages in
das Eigentum der Republik Österreich über-
gegangen sind.

§ 12. Vollzugsklausel

Mit der Vollziehung diese Bundesgesetzes sind
betraut:

a) sofern § 20 Abs. 1 zweiter Satz des Wert-
papierbereinigungsgesetzes anzuwenden ist,
das Bundesministerium für Justiz im Ein-

vernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen;

b) sofern § 11 Abs. 4, der übrige § 20, die
§§ 26, 27 Abs. 2 und § 31 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes anzuwenden sind, das
Bundesministerium für Justiz;

c) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
das Bundesministerium für Finanzen.

Schärf
Raab Kamitz Tschadek

1 3 3 . Bundesgesetz vom 26. Juni 1958,
mit dem das Wertpapierbereinigungsgesetz
geändert und ergänzt wird (2. Wertpapier-

bereinigungsgesetz-Novelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Wertpapierbereinigungsgesetz, BGBl.
Nr. 188/1954, in der Fassung der 1. Wertpapier-
bereinigungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 174/1956,
wird geändert und ergänzt wie folgt:

1. Der Abs. 2 des § 19 hat zu lauten:
„(2) Übersteigt der von den Nachzüglern ange-

meldete Gesamtnennbetrag nicht den Gesamt-
nennbetrag der für diese zur Verfügung
stehenden Stücke, so erhalten die Nachzügler
die auf sie entfallenden Stücke. Ist der von
den Nachzüglern angemeldete Gesamtnennbetrag
jedoch höher, so hat die Prüfstelle die auf die
Nachzügler entfallenden Stücke innerhalb einer
nach Anhörung der Wiener Börsekammer vom
Bundesministerium für Finanzen festzusetzenden
Frist bestmöglich zu verkaufen; der Erlös ist
auf die berechtigten Nachzügler anteilsmäßig auf-
zuteilen."

2. Der Abs. 2 des § 23 hat zu lauten:
„(2) Der Anfang und die Fortsetzung der Ver-

jährungsfrist sind von der Kundmachung des
Aufrufes bis zur Kundmachung der Bereinigung
(§16 Abs. 1) gehemmt. Ist die Verjährungsfrist
schon vor der Kundmachung des Aufrufes abge-
laufen, so kann das Recht noch binnen sechs
Monaten nach Kundmachung der Bereinigung
geltend gemacht werden, falls es nicht schon am
24. August 1939 verjährt war."

3". Dem § 23 wird folgender Absatz angefügt:
„(4) In den Abs. 2 und 3 tritt bei verlosbaren

Wertpapieren an Stelle der Kundmachung der
Bereinigung die Kundmachung der Durchfüh-
rung der ersten besonderen Verlosung (§ 25

4. Der Abs. 1 des § 25 hat zu lauten:
„(1) Durch Verlosung tilgbare Wertpapiere

werden an die Berechtigten der 6., 7. und an-
derer Gruppen, die gemäß § 14 Abs. 3 gekürzt
werden, sowie auf Berechtigte gemäß § 19 Abs. 2
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und auf Stücke gemäß § 19 Abs. 3 durch beson-
dere Verlosungen aufgeteilt. Das Bundesmini-
sterium für Finanzen hat die Durchführung der
ersten besonderen Verlosung jeder Wertpapier-
art im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' kund-
zumachen."

Artikel II.

Für die Bereinigung von Wertpapieren im
Sinne des § 1 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes gelten folgende Sonderbestimmungen:

1. Die im § 1 Abs. 3 des Wertpapierbereini-
gungsgesetzes bezeichneten Wertpapiere der-
selben Art , die am Tage des Inkrafttretens des
vorliegenden Bundesgesetzes von inländischen
Kreditunternehmungen für ausländische oder
von der Oesterreichischen Nationalbank ver-
wahrt wurden, bilden mit den vor dem 31. März
1945 entstandenen, noch nicht erfüllten An-
sprüchen auf Verschaffung des Eigentums an
Wertpapieren derselben Art eine Wertpapierart
im Sinne des § 1 Abs. 1 des Wertpapierbereini-
gungsgesetzes. Die anderen Wertpapiere der-
selben Art sind nicht zur Bereinigung aufzu-
rufen.

2. Die gemäß Z. 1 aufgerufenen Wertpapiere
sind der Österreichischen Kontrollbank Aktien-
gesellschaft in Verwahrung zu geben und gelten
für die Bereinigung als Girosammeistücke.

3. Auf Verlangen des Bundesministeriums für
Finanzen haben die österreichischen Kreditunter-
nehmungen binnen zwei Wochen nach Kund-
machung dieses Verlangens im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" in zweifacher Ausfertigung
anzugeben, ob sie am Tage des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes für ausländische Kredit-
unternehmungen im Sinne des § 1 Abs. 3 des
Wertpapierbereinigungsgesetzes ausgegebene
Wertpapiere verwahrt haben. Der Gesamtnenn-
betrag und der auf jede ausländische Kredit-
unternehmung entfallende Nennbetrag sowie
die Stückelung und die sonstigen Merkmale der
Wertpapiere sowie die dazugehörigen Zins- und
Erneuerungsscheine sind anzugeben. Die Aus-
kunft ist für jede ausländische Kreditunter-
nehmung gesondert zu geben; deren Name und
Sitz sind anzugeben. § 9 Abs. 1 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes ist auf diese Auskunft sinn-
gemäß anzuwenden.

4. (1) Der Anspruchsberechtigte hat anzu-
melden; § 5 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes ist nicht anzuwenden.

(2) Über Anmeldungen der gemäß Z. 1 auf-
gerufenen Wertpapiere hat die Prüfstelle mit
Bescheid zu entscheiden.

(3) Gemäß Z. 1 aufgerufene und bereinigte
Wertpapiere sind nicht als solche zu kennzeich-
nen; sie bleiben in Kraft und sind den Berech-
tigten zuzuweisen.

(0 Für die gemäß Z. 1 aufgerufenen, jedoch
nicht bereinigten Wertpapiere sind keine Ersatz-

stücke auszugeben; auf sie sind die Bestimmun-
gen des § 19 des Wertpapierbereinigungsgesetzes
sinngemäß anzuwenden.

5. Soweit sich aus Z. 1 bis 4 nichts anderes
ergibt, sind auf die Bereinigung der gemäß Z. 1
aufgerufenen Wertpapiere die Bestimmungen des
Wertpapierbereinigungsgesetzes unverändert an-
zuwenden.

Artikel III.

1. Das Bundesministerium für Finanzen kann
österreichische und ungarische Vorkriegsschuld-
verschreibungen, deren Zahlungsdieast durch die
Caisse Commune des Porteurs des Dettes Pu-
bliques Autrichienne et Hongroise émises avant
la guerre, Paris, besorgt wird, sowie sonstige
von einer juristischen Person mit dem Sitz im
Ausland ausgestellte Wertpapiere zur Anmel-
dung nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen aufrufen, soweit diese Wertpapiere am
8. Mai 1945 zum Girosammelbestand der Reichs-
bankhauptstelle Wien gehört haben, wenn das
Bundesministerium für Finanzen den Aufruf zur
Anmeldung dieses Girosammelbestandes für
erforderlich hält. In der Kundmachung des Auf-
rufes ist darauf hinzuweisen, daß nicht recht-
zeitig oder nicht nach den Vorschriften des
Artikels III. dieses Bundesgesetzes angemeldete
Auslieferungsansprüche der Hinterleger (Mit-
eigentümer) untergehen.

2. Die Bestimmungen des § 1 Abs. 1 zweiter
Satz und 5, §§ 3 bis 7, 9, 11, 12 Abs. 1, 13 Abs. 2,
16 Abs. 2 und 3, 19, 20, 22, 26, 27, 28 Abs. 1
und 2, 29 bis 31 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes, BGBl. Nr . 188/1954, sind sinngemäß
anzuwenden, soweit in diesem Bundesgesetz
nichts anderes bestimmt wird.

3. Anzumelden ist bei der Prüfstelle (§ 3 des
Wertpapierbereinigungsgesetzes).

4. In der Anmeldung ist auch dann, wenn
nach den Bestimmungen des Wertpapierbereini-
gungsgesetzes an Stelle des Namens und der An-
schrift des Eigentümers die Depotnummer anzu-
geben ist, Name, Wohnsitz (Sitz) des Eigen-
tümers sowie seine Staatsangehörigkeit am 8. Mai
1945 und am 27. Juli 1955 anzugeben.

5. Bei der Anmeldung sind die Bestätigung des
ersten Zwischenverwahrers über den Depot-
inhaber und über die für ihn auf Depot geführten
Stücke sowie die Bestätigungen der weiteren
Zwischenverwahrer darüber, bei welchen Kredit-
unternehmungen sie diese Stücke guthaben, vor-
zulegen. Kann eine solche Bestätigung nicht bei-
gebracht werden, so sind alle sonstigen Beweis-
und Bescheinigungsmittel für den angemeldeten
Anteil am Wiener Girosammelbestand anzu-
geben und Urkunden hierüber vorzulegen.

6. Die Prüfstelle hat darüber zu entscheiden,
ob die angemeldeten Stücke zum Girosammei-
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bestand gemäß Z. 1 gehören und ob die Anmel-
dung anerkannt wird.

7. Die Österreichische Kontrollbank Aktien-
gesellschaft hat entsprechend dem Ergebnis des
Verfahrens den Girosammelbestand aufzulösen.
Sie hat zu diesem Zwecke die bei ihr vorhan-
denen und zum Girosammelbestand gehörigen
Stücke und Ansprüche hinsichtlich der abhanden-
gekommenen oder vernichteten Stücke anteils-
mäßig auf die anerkannten Eigentümer aufzu-
teilen und an diese als Alleineigentümer zu über-
tragen. Soweit nicht ganze Stücke oder An-
sprüche auf solche zugeteilt werden können,
stehen diese den Berechtigten als Miteigentümern
(Mitgläubigern) anteilsmäßig zu.

Artikel IV.

Wurden Teilschuldverschreibungen vor dem
8. Mai 1945 von einer juristischen Person mit
dem Sitz im Inland zur Zeichnung aufgelegt,
lauten sie nach den Anleihebedingungen auf den
Namen einer Kreditunternehmung mit dem Sitz
im Gebiete des Deutschen Reiches nach dem
Stande vom 31. Dezember 1937 und sind sie
mit deren Biancoindossament zu versehen, ohne
daß die Kreditunternehmung aus dem Indossa-
ment haftet, so gelten sie trotz Fehlens dieses
Indossaments als im Sinne der Anleihebedingun-
gen indossiert.

Artikel V.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

a) Sofern § 20 Abs. 1 zweiter Satz des Wert-
papierbereinigungsgesetzes anzuwenden ist,
das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen;

b) sofern § 11 Abs. 4, der übrige § 20, die
§§ 26, 27 Abs. 2 und 31 anzuwenden sind,
das Bundesministerium für Justiz;

c) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das
Bundesministerium für Finanzen.

Schärf
Raab Kamitz Tschadek

134 . Bundesgesetz vom 26. Juni 1958
über die Verwendung der Reststücke gemäß
§ 19 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes vom 7. Juli 1954, BGBl. Nr. 188,
in der geltenden Fassung (Reststückegesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Sind Reststücke einer Wertpapierart
( § 1 9 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes)
vorhanden, so stehen 40 v. H. der Reststücke
den Eigentümern, die weder in der Anmeldefrist
(§ 1 Abs. 1 des Wertpapierbereinigungsgesetzes)

noch in der Nachzüglerfrist (§ 19 Abs. 1 des
Wertpapierbereinigungsgesetzes) angemeldet ha-
ben, zur Verfügung.

(2) Die verbleibenden 60 v. H. der Reststücke
(Schlußstücke) fallen der Republik Österreich zur
Entschädigung für entzogene Wertpapiere nach
Maßgabe besonderer bundesgesetzlicher Rege-
lung zu.

(3) Ergeben sich bei dieser Aufteilung (Abs. 1
und 2) Spitzen, so fallen diese der Republik
Österreich zu.

(4) Auf Aktien, die dem § 4 des 2. Verstaat-
lichungsgesetzes, BGBl. Nr . 81/1947, unterliegen,
sind die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 nicht an-
zuwenden; solche Reststücke gehen in das Eigen-
tum der Republik Österreich über. Hingegen
gelten die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 auch
für Wertpapiere, die im Zeitpunkt der Ver-
staatlichung gemäß § 1 des Verstaatlichungs-
gesetzes, BGBl. Nr . 168/1946, und gemäß § 3
Abs. 2 des 2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBl.
Nr. 81/1947, über verstaatlichte Anteilsrechte
ausgestellt gewesen sind.

§ 2. Das Bundesministerium für Finanzen hat
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen, ob Reststücke einer Wertpapierart zur
Anmeldung zur Verfügung stehen (§ 1 Abs. 1).

§ 3. (1) Ansprüche auf Reststücke sind binnen
einem Jahr nach der Kundmachung (§ 2) bei der
Prüfstelle (§ 3 des Wertpapierbereinigungs-
gesetzes) vom Berechtigten anzumelden.

(2) Die Prüfstelle entscheidet über die Anmel-
dungen.

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen der §§ 4,
5 Abs. 1 und 5 bis 7, §§ 6 bis 16, § 19 Abs. 1
erster Satz und Abs. 2, §§ 20, 22, 25 bis 27, § 28
Abs. 1 und 2, §§ 29 bis 31 des Wertpapierbereini-
gungsgesetzes sowie der §§ 2, 3 und 7 Abs. 2 des
Vermögensvertragsdurchführungsgesetzes sinnge-
mäß anzuwenden.

(4) Bei Übertragung von Reststücken auf
Grund des Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen,
BGBl. Nr. 119/1958, ist § 11 des Vermögensver-
tragsdurchführungsgesetzes sinngemäß anzu-
wenden.

(5) Die nach Durchführung dieses Verfahrens
verbleibenden Stücke fallen als Schlußstücke der
Republik Österreich zu.

§ 4. Mit Reststücken und Schlußstücken ver-
bundene Spesen sind von den Erwerbern anteil-
mäßig bar zu vergüten, im Falle des Verkaufes
der Stück (§ 19 Abs. 2 zweiter Satz des Wert-
papierbereinigungsgesetzes) vom Erlös anteil-
mäßig einzubehalten.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:
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a) sofern § 20 Abs. 1 zweiter Satz des Wert-
papierbereinigungsgesetzes anzuwenden ist,
das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen;

b) sofern § 11 Abs. 4, der übrige § 20, die
§§ 26, 27 Abs. 2 und 31 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes anzuwenden sind, das
Bundesministerium für Justiz;

c) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das
Bundesministerium für Finanzen.

Schärf
Raab Kamitz Tschadek

1 3 5 . Bundesgesetz vom 26. Juni 1958, mit
dem die Anlage A des Ausfuhrförderungs-
gesetzes 1957 eine neue Fassung erhält (Aus-

fuhrförderungsgesetz 1958).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die Anlage A des Ausfuhrförderungsgesetzes
1957, BGBl. Nr. 71, in der Fassung des 2. Aus-
fuhrförderungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 169,
hat wie folgt zu lauten:
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Artikel II.

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden,
die nach dem 31. August 1958 bewirkt werden.

(2) In der auf Grund des § 75 der Durchfüh-
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz in
der Fassung des Art. I Abs. 1 des Ausfuhr-
förderungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 71, zu
erlassenden Verordnung, mit der die Gegenstände
bestimmt werden, welche für die Berechnung
der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe, als Halb-
erzeugnisse und als Fertigwaren anzusehen sind,
kann angeordnet werden, daß diese Verordnung
auf vergütungsfähige Vorgänge Anwendung
findet, die nach dem 31. August 1958 bewirkt
werden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz


